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Sachstand der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda von Bund und Län-
dern in Nordrhein-Westfalen V - Modellregionen, Experimentierklauseln und innovative 
Verwaltungsverfahren in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Unser Land muss auch in seiner föderalen Struktur erneut beweisen, dass wir gemeinsam die 
Kraft und die Fähigkeiten zu einer grundlegenden Erneuerung und Modernisierung unseres 
Staates besitzen. Der Bund und die Regierungsspitzen der Länder haben vor einem Jahr den 
gemeinsamen Beschluss gefasst, eine Föderale Modernisierungsagenda zu erarbeiten, die 
Maßnahmen enthalten soll, mit denen staatliche Verwaltung und öffentliche Organisation 
grundlegend und übergreifend erneuert und verschlankt werden sollen. Ziel der Modernisie-
rung soll sein, schneller, digitaler und handlungsfähiger zu werden – zum Wohle der Bürgerin-
nen und Bürger, der Wirtschaft und der Verwaltung. „Wohlstand, Sicherheit und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt wird es dauerhaft nur in einem Staat geben, der sich selbst als verän-
derungs- und anpassungsfähig erweist und seiner Strukturen immer wieder erneuert und mo-
dernisiert.“, heißt es in dem Beschluss1 der Regierungsspitzen.  
In der im Dezember 2025 von den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabschiedeten gemeinsamen föderalen Modernisierungsagenda sind rund 200 
konkrete Maßnahmen zur Modernisierung von Staat und Verwaltung aufgeführt.  
Nordrhein-Westfalen hat die Vereinbarung mitgetragen und wiederholt den Anspruch formu-
liert, bei der Staatsmodernisierung eine Vorreiterrolle einzunehmen. Vor einigen Tagen ist die 
Landesregierung NRW zu einem eigenen “Entlastungskabinett” zusammen gekommen, für ei-
nen klaren Kurswechsel: mehr Vertrauen, weniger Kontrolle, schnellere Verfahren und mehr 
Freiraum für pragmatische Lösungen. Wir Freien Demokraten unterstützen dabei den Leitge-
danken des Entlastungskabinetts ausdrücklich: „Der Staat soll den Menschen wieder mehr 
vertrauen. Deshalb setzt Nordrhein-Westfalen auf eine Beweislastumkehr. Künftig muss nicht 
mehr der Abbau von Bürokratie gerechtfertigt werden, sondern das Festhalten an bestehen-
den Vorgaben. Was nicht zwingend notwendig ist, entfällt.“ 
Die Strukturkommission für Staatsmodernisierung hat empfohlen, neue Verwaltungsverfahren 
verstärkt in Modellregionen zu erproben und durch Experimentierklauseln Innovationen zu er-
möglichen. Solche Ansätze könnten dazu beitragen, Reformen schneller zu testen und erfolg-
reiche Lösungen zügig in die Fläche zu bringen. 

 
1 https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-
data_CDR.pdf (letzter Zugriff: 02.07.2026) 
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Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8331 mit 
Schreiben vom 31. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Mit der Föderalen Modernisierungsagenda haben der Bundeskanzler und die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder mehr als 200 konkrete und mit Fristen versehene 
Maßnahmen vereinbart: Für eine digitale Verwaltung, schnellere Genehmigungen, einfachere 
Förderverfahren, schlankere Strukturen und weniger Berichts- und Schriftformerfordernisse. 
Bund und Länder haben sich auf diese Maßnahmen geeinigt, um Erleichterungen für die Bür-
gerinnen und Bürger zu erreichen, die Wirtschaft zu stärken und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu fördern.  
  
Die Landesregierung hat Anfang des Jahres einen aus der Staatskanzlei gesteuerten ressort-
übergreifenden Umsetzungsprozess gestartet. Mit ihrem Entlastungskabinett Anfang Mai hat 
die Landesregierung eine Reihe zentraler Vorhaben auf den Weg gebracht, die am 15. Juli 
2026 beim Landtag eingebracht wurden. Hierzu gehört das Erste Gesetz zur Entlastung von 
Bürgern und Wirtschaft in NRW - Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen. 
 
Zugleich betrachtet die Landesregierung die Föderale Modernisierungsagenda nicht isoliert, 
sondern stellt sie bewusst in den Kontext bestehender Landesvorhaben. Dadurch entsteht ein 
integrierter Modernisierungspfad, der föderale Anforderungen und landespolitische Prioritäten 
zusammenführt und Doppelstrukturen vermeidet. 
 
 
1. Welche Modellregionen oder Modellkommunen zur Erprobung neuer Verwaltungs-

verfahren wurden seit Beschluss der föderalen Modernisierungsagenda einge-
richtet oder unterstützt? 

 
3. Welche innovativen Verwaltungsverfahren werden derzeit im Rahmen solcher Mo-

dellvorhaben erprobt? 
 
4. Welche Ergebnisse liegen aus bereits abgeschlossenen Modellvorhaben liegen 

bereits vor? 
 
5. Wie ist der Zeitplan, um erfolgreichen Ansätze sollen landesweit ausgerollt wer-

den? 
 
Die Fragen 1, 3, 4 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Mit dem Gesetz zur Erprobung der Verwaltungsvereinfachung werden Kommunen in NRW die 
Möglichkeit erhalten, künftig eine befristete Freistellung von einzelnen Landesnormen zu be-
antragen. Damit schafft die Landesregierung die Voraussetzung dafür, neue Modellprojekte 
und innovative Reformansätze vor Ort zur erproben.  
 
Die Befreiung soll für eine Dauer von maximal vier Jahren beantragt werden können. Erfolg-
reich erprobte Ansätze sollen anschließend evaluiert werden, insbesondere auch hinsichtlich 
einer möglichen landesweiten Anwendung.  
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Das Gesetz soll zum 1. Januar 2027 in Kraft treten. Es bleibt abzuwarten, inwiefern die Kom-
munen die Möglichkeit wahrnehmen. Dementsprechend werden derzeit noch keine derartigen 
Vorhaben unterstützt und es liegen noch keine Ergebnisse vor. Ein Zeitplan für ein landeswei-
tes Rollout hängt von vielen Faktoren ab, die zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgeschätzt werden 
können. 
 
 
2. Welche Experimentierklauseln wurden seitdem geschaffen oder angewendet? 
 
Die Prüfung des Einsatzes von Experimentierklauseln ist als Teil des Bürokratieabbauchecks 
Nordrhein-Westfalen, der bei allen Gesetzesänderungen, Änderungen von Rechtsverordnun-
gen sowie abstrakten und konkreten Verwaltungsverfahren anzuwenden ist, fest in den Recht-
setzungsprozess verankert. Der neue Bürokratieabbaucheck wurde als Teil der Kabinettvor-
lage „Bürokratieabbau im Kabinettverfahren – Bessere Rechtsetzung“ am 10. Juni 2026 durch 
das Kabinett beschlossen. 
 
 


